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Dietrich Kebschull

Wende in der 
Gemeinsamkeit

Das Image der Entwicklungspolitik ist in der Bundesrepublik Deutschland trotz wirtschaftli­
cher Schwierigkeiten und unübersehbarer Ausländerfeindlichkeit gut. Drei Viertel der 

Bevölkerung bejahen nach dem Ergebnis einer Umfrage vom Dezember 1983 die Hilfe an 
die Länder der Dritten Welt. Die Opposition läßt jedoch an der jetzigen Form und Ausrichtung 
der Zusammenarbeit kein gutes Haar.

Uwe Holtz, Vorsitzender des Bundestagsausschusses für wirtschaftliche Zusammenar­
beit, und sein Fraktionskollege Schluckebier beendeten Anfang Januar die mehrjährige Pha­
se der weitgehenden Übereinstimmung über die Entwicklungspolitik zwischen allen Partei­
en. Enttäuschend, verwirrend und doppelbödig sei die Politik der neuen Regierung und stets 
willfährig im Sog der Reagan-Administration, bei der Entwicklungsländer nach dem Muster 
des Ost-West-Konflikts in eine Freund-Feind-Schablone gepreßt werden. Die angestrebte 
größere Beschäftigungswirksamkeit der Hilfe könne nicht darüber hinwegtäuschen, daß die 
Auswahl der Projekte nun zunehmend den Interessen der deutschen Wirtschaft folge, wäh­
rend die Bedürfnisse der Entwicklungsländer auf der Strecke blieben. Die Hilfe entarte zu ei­
nem Schmiermittel des deutschen Exports. Außerdem seien die Verpflichtungsermächtigun­
gen, mit denen der Rahmen für künftige Projekte und Programme festgelegt wird, so dra­
stisch reduziert worden, daß in einigen Jahren mit einem Rückgang der Hilfe gerechnet wer­
den müsse. Auf diese Weise sei mit scheinbar kleinen Drehungen und Veränderungen auch 
in diesem Bereich die „große Kehrtwende“ vollzogen worden.

Solche Attacken waren in der deutschen Entwicklungspolitik schon fast in Vergessenheit 
geraten. Ob sie zu Recht erfolgen, ist pauschal schwer zu beweisen. Das liegt schon an den 
Zielformulierungen für die Entwicklungspolitik, aus deren Veränderung allein auf eine Wende 
in der Politik geschlossen werden könnte. Sie waren und sind ein Gemenge aus wirtschaftli­
chen, politischen und sozial-humanitären Vorstellungen mit wechselnden Schwerpunkten.
Einigkeit besteht allerdings seit langem darin, daß die Zusammenarbeit als „Hilfe zur Selbst­
hilfe“ konzipiert sein müsse und daß sie besonders den ärmsten Bevölkerungsgruppen, Län­
dern und Regionen zugute kommen solle. Außerdem soll sie langfristiger als die Außen- und 
Wirtschaftspolitik ausgerichtet sein.

Die mit der Armutsorientierung verbundene Priorität der Grundbedürfnisdeckung hat un­
mittelbare wirtschaftliche Implikationen. Denn die bei der Verfolgung eines solchen Ansatzes 
in den Entwicklungsländern benötigten Güter und Anlagen können nur in einem sehr be­
grenzten Ausmaß aus der Bundesrepublik stammen, deren Wirtschaft ihre Wettbewerbsvor­
teile bei technologisch hochwertigen Maschinen und Ausrüstungen hat. Armutsbezug und 
Grundbedürfnisdeckung in der Entwicklungspolitik bedeuten insofern weniger zusätzliche 
Aufträge und geringe Beschäftigungseffekte im Geberland.

Wenn dennoch immer wieder versucht wurde, Entwicklungspolitik mit Hilfe vermeintlich 
positiver Beschäftigungseffekte im Inland zu rechtfertigen, so ist und bleibt dies für die ge­
samte Politik widersinnig. Denn erstens erreicht der auf diese Weise erzielte zusätzliche Ex­
port unter gesamtwirtschaftlichem Aspekt weder nennenswerte Größenordnungen noch lie­
ße er sich längerfristig sichern. Zweitens besteht die Gefahr, daß so nicht mehr wettbewerbs­
fähige Unternehmen unterstützt und strukturelle Probleme allenfalls für kurze Zeit verdeckt,
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nicht aber gelöst werden. Und schließlich widerspricht es dem entwicklungspolitischen 
Grundgedanken und steht Verfechtern marktwirtschaftlicher Ordnungprinzipien besonders 
schlecht an, wenn den Nehmerländern unter Verzicht auf internationalen Wettbewerb über 
die Lieferbindung höhere Preise aufgenötigt würden.

Daß andere Geberländer die Bindungspraxis wesentlich härter betreiben und die Konkur­
renten deutscher Unternehmen zum Teil staatlich gefördert werden, kann auch kein Argu­
ment dafür sein, daß mit Hilfe der Entwicklungspolitik Beschäftigungspolitik betrieben wer­
den kann. Entwicklungspolitisch sinnvoller wäre es, sich verstärkt für einen internationalen 
Abbau dieser Praktiken einzusetzen, statt dem Zug der Zeit zu folgen, wie es die neue Regie­
rung offensichtlich für geboten hielt. Dies ist insbesondere vor dem Hintergrund des weltweit 
gewachsenen Protektionismus bedenklich, der die Lage der Dritten Welt zusätzlich zu den 
zahlreichen sonstigen Problemen erschwert. Auch bei starkem innenpolitischen Druck 
kommt es darauf an, bei der Wahrung von Eigeninteressen das notwendige Augenmaß zu 
behalten. Zur Beschäftigungssicherung und -Steigerung gibt es mit dem vielfältigen Instru­
mentarium der Ausfuhr- und Investitionsförderung bessere Möglichkeiten als mit einer struk­
turzementierenden Lieferbindung von Entwicklungskrediten. Was frühere Regierungen be­
herzigt haben, sollte die neue nicht in den Wind schlagen und diese Akzentverschiebung 
schnellstmöglich zurücknehmen.

Wichtiger als die Lieferbindung erscheint für eine wirtschaftsfreundliche Entwicklungspoli­
tik ihre langfristige Ausrichtung, die nicht an kurzfristige konjunkturelle oder außenpolitische 
Ereignisse gebunden ist. Es ist zu begrüßen, daß die jetzige Regierung in dieser Frage offen­
sichtlich keine grundlegenden Veränderungen vorzunehmen gedenkt. Daß es bei Beziehun­
gen zu mehr als 120 Entwicklungsländern über die Behandlung einzelner Staaten zu Mei­
nungsverschiedenheiten innerhalb und zwischen den Parteien kommt, ist nicht neu. Führten 
bei früheren Regierungen ideologische Überzeugungen zur Bevorzugung eher sozialistisch 
ausgerichteter Länder, so geht es heute mehr um die Unterstützung nicht-sozialistisch expe­
rimentierender Staaten. Solche Auseinandersetzungen helfen aber den Entwicklungslän­
dern wenig. Deshalb kommt es darauf an, die Entwicklungspolitik auf ihre eigentliche Aufga­
be zu konzentrieren. Anlaß zur Aufkündigung der konstruktiven Zusammenarbeit zwischen 
den Parteien sollten solche Meinungsverschiedenheiten nicht sein.

Der Vorwurf des kritiklosen Befolgens von Wunschvorstellungen der USA, bei denen die 
politische oder wirtschaftliche Drohung gegenüber Ländern der Dritten Welt nicht zuletzt we­
gen der eindeutigen Dominanz der Außen- und Verteidigungspolitik durchaus Tradition hat, 
ist ebensowenig begründet wie die Anklage einer Überbewertung der Wirtschaftsinteressen. 
Ebenso unberechtigt erscheint die Kritik an der Reduzierung der Verpflichtigungsermächti- 
gungen. Denn jede neue Regierung sollte das Recht haben, regionale und sektorale Schwer­
punkte zu verändern und die nach ihrer Auffassung effizientesten Konzepte zu verfolgen. In 
der Entwicklungshilfe war dies kaum möglich, da die bisherigen Regierungen für die Zukunft 
bereits Verpflichtungen in etwa vierfacher Höhe des BMZ-Haushalts eingegangen waren, 
die als nahezu völkerrechtlich verbindlich anzusehen sind. Um hier zu konsolidieren und da­
mit auf längere Sicht Spielräume für neue Vorhaben zu schaffen und nicht lediglich Abwickler 
früherer Politikvorstellungen zu sein, war es notwendig, die Ermächtigungen zu reduzieren. 
Dies ist aus der Sicht der Entwicklungspolitik unbedenklich, wenn in zwei bis drei Jahren wie­
der kräftig expandiert wird. Dies aber dürfte schwierig sein, nachdem man dem Finanzmini­
ster auf diese Weise signalisiert hat, daß man, wenn auch vorübergehend, freiwillig Terrain 
freigibt.

insgesamt ist festzustellen, daß die gegenwärtige Entwicklungspolitik nichts enthält, was 
frühere Regierungen nicht bereits in ähnlicher Form geplant oder durchgeführt hätten. Die In­
teressen der Entwicklungsländer stehen im Vordergrund. Die Schwerpunkte der Projekt- und 
Programmpolitik gelten weiterhin. Schon jetzt von einer Wende zu sprechen, erscheint eben­
so überzogen wie der Versuch, den Streit zwischen den Parteien auf diese Weise anzuhei­
zen. In der Entwicklungspolitik geht es weniger um Parteien und Ideologien als vielmehr um 
das Schicksal von Millionen von Menschen. Dies war der Grund für die mehrjährige sachliche 
konstruktive Zusammenarbeit in der Bundesrepublik. Es wäre schade, wenn diese Gemein­
samkeit verlorenginge.
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